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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der monatlichen 
Zuschiäge zu den Preisen für Getreide, Mehl von Weizen und Roggen sowie 
für Grob- und Feingrieß von Weizen für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. . . .^), insbesondere auf 
Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzvmg der Anzahl und der Höhe der 
monatlichen Zuschläge sowie des ersten Monats, in 
dem diese angewandt werden, ist es angebracht, 
einerseits die Lager- und Kreditkosten für die Ge- 
treidelagerung in der Gemeinschaft und andererseits 
die Notwendigkeit zu berücksichtigen, die Lager- 
bestände entsprechend den Bedürfnissen des Mark- 
tes abzusetzen. 

Diesen Erfordernissen kann entsprochen werden, 
wenn der Beginn der monatlichen Zuschläge für alle 
Getreidearten auf den 1. September festgesetzt wird. 
Dabei empfiehlt es sich, die monatlichen Zuschläge 
für alle Getreidearten zu vereinheitlichen ausge- 
nommen für Hartweizen, für den sie wegen der 
höheren Finanzierungskosten höher als für die 
anderen Getreidearten festgesetzt werden sollten. 

Die monatlichen Zuschläge für die Schwellen- 
preise der übrigen Futtergetreidearten müssen in der 
gleichen Höhe und für den gleichen Zeitraum wie 
für die übrigen Getreidearten außer Hartweizen 
festgesetzt werden, damit während des ganzen Wirt- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 


Schaftsjahres das bestehende Verhältnis gegenüber 
diesen Getreidearten erhalten bleibt - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In dieser Verordnung werden die monatlichen Zu- 
schläge zu den Rieht-, Schwellen- und Interventions- 
preisen für die in Artikel 1 Buchstaben a, b und c 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannten Erzeug- 
nisse für das Wirtschaftsjahr 1975/76 festgesetzt. 

Artikel 2 

Die monatlichen Zuschläge zu dem im ersten Monat 
des Wirtschaftsjahres geltenden Rieht-, Schwellen- 
und Interventionspreis für Weichweizen, Hartwei- 
zen, Roggen, Gerste und Mais betragen: 


Rechnungseinheiten / 1000 kg 



Weichweizen, 
Roggen, Mais 
und Gerste 

Hartweizen 

August 1975 





September 

1,40 

1,50 

Oktober 

2,80 

3,00 

November 

4,20 

4,50 

Dezember 

5,60 

6,00 

Januar 1976 

7,00 

7,50 

Februar 

8,40 

9,00 

März 

9,80 

10,50 

April 

11,20 

12,00 

Mai 

12,60 

13,50 

Juni 

(14,00) 

(15,00) 

Juli 

(14.00) 

(15,00) 


Druck; Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.; (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hane Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestr. 56. Tel. (02221) 38 35 51 
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Die monatlichen Zuschläge in Klammern gelten nur 
für den Schwellenpreis. 

Arti kel 3 

Die monatlichen Zuschläge für den im ersten Monat 
des Wirtschaftsjahres geltenden Sdiwellenpreis für 
Mengkorn, Hafer, Buchweizen, Hirse aller Art, Sor- 
ghum und Kanariensaat sind diejenigen, die für die 
Schwellenpreise der übrigen Getreidearten außer 
Hartweizen angewandt werden. 

Artikel 4 

Die monatlichen Zuschläge für den im ersten Monat 
des Wirtschaftsjahres geltenden Schwellenpreis für 
Mehl von Weizen, Mengkorn und Roggen sowie für 
Fein- und Grobgrieß von Weizen (Weichweizen oder 
Hartweizen) betragen: 


(Rechnungseinheiten / 1000 kg) 



Mehl von Weizen 
und Mengkorn, 
Fein- und 
Grobgrieß von 
Weichweizen, 
Mehl von Roggen 

Fein- und 
Grobgrieß von 
Hartweizen 

August 1975 





September 

2,10 

2,30 

Oktober 

4,20 

4,60 

November 

6,30 

6,90 

Dezember 

8,40 

9,20 

Januar 1976 

10,50 

11,50 

Februar 

12,60 

13,80 

März 

14,70 

16,10 

April 

16,80 

18,40 

Mai 

18,90 

20,70 

Juni 

21,00 

23,00 

Juli 

21,00 

23,00 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1975 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Incidences financi^res 

L'augmentation proposee des majorations mensuel- 
les (+ 0,30 u.c./t./mois) n'aura qu'une incidence 
faible sur les depenses previsibles au titre du budget 
1975. En effet : 

a) ces majorations ne prennent d'effet qu'ä partir 
du 1er septembre 1975 et leur incidence sur le 
niveau des restitutions et prelevements ne con- 
cernent que quelques mois pour 1975, 

b) dans le cadre des incidences financieres jointes 
aux propositions de prix 1975/76 (COM (74) 2001 
final), il a ete retenu l'hypothese qu'en 1975 en 
general dans ce secteur la Situation de marche 
ne necessiterait pas l'octroi des restitutions ä 
l'exportation, 

c) pour ce qui concerne l'achat ä Tintervention, ces 
majorations s'appliquent lors de l'achat et lors 
de la vente ; pour les depenses occasionnees par 
le stockage, il est ä noter que les montan ts pro- 
poses ont 6te dejä retenus pour les montants 
forfaitaires couvrant ces depenses. 

En consequence, les depenses supplementaires qui 
pourraient en resulter seraient faibles et de nature ä 
pouvoir etre financees moyennant les credits dis- 
ponibles pour 1975, en tenant compte des economies 
probables en raison de la conjoncture telles qu'elles 
figurent au tableau ä la page 57 du document 
(COM(74) 2001 final). 

Pour une periode de 12 mois, l'incidence financiere 
est difficilement chiffrable ; en effet, l'el^ment pr6- 
ponderant est l'evolution des prix sur le marche 
mondial. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. März 1975 - 1/4 - 680 70-E-Ge 56/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 hat der Rat auf 
Vorschlag der Kommission eine Änderung des 
Regime der monatlichen Zuschläge in dem in Ab- 
satz 49 des Memorandums zur Anpassung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik vorgeschlagenen Sinne an- 
genommen. Die Beträge und die Anzahl der monat- 
lichen Zuschläge der auf dem Futtergetreidemarkt 
im Wettbewerb stehenden Getreidearten sind ver- 
einheitlicht worden. Indessen wurde für Mais, mit 
dem Ziel den Gerstenmarkt zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres zu entlasten, während des Zeitraumes 
der schrittweisen Wiederherstellung der Ordnung 
ein gemäß dem landwirtschaftlichen Zyklus dieser 
Getreideart abweichendes Wirtschaftsjahr einge- 
führt, das am 1. Oktober beginnt und am 30. Sep- 
tember endet 

Die Nachfrage auf dem bei Futtergetreide zuschüs- 
sigen Gemeinschaftsmarkt, das zufriedenstellende 
Funktionieren des neuen Systems des einzigen Inter- 
ventionspreises für Gerste und die Ausrichtung des 
Richtpreises für Mais auf den für Gerste, so wie es 
von der Kommission vorgeschlagen wurde, gestatten 
die Verwirklichung eines weiteren Schrittes im Sinne 
einer besseren Rangordnung der Getreidearten und 
die Wiedereinführung eines einheitlichen Wirt- 
schaftsjahres für alle Getreidearten. 

Ein gemeinsames Wirtschaftsjahr für alle Getreide- 
arten ist für das gute Funktionieren des Marktes 
wichtiger als eine Aufteilung, die aus zeitlichen oder 
räumlichen örtlichen Gründen die allgemeine Markt- 
ordnung zwecks Begünstigung einer besonderen Ge- 
treideart unter einem gegebenen Umstand stört. 


Es ist angebracht, daran zu erinnern, daß sich die 
Getreideernten in der Gemeinschaft auf den Zeit- 
raum von Mai bis Oktober erstrecken. So wird 
Gerste z. B. von Mai bis September geerntet. 

Unter diesen Umständen erscheint es zweckmäßig, 
die monatlichen Zuschläge für Mais ohne irgendeine 
besondere Diskriminierung dem gleichen Regime zu 
unterwerfen wie dem der anderen Getreidearten. 

Die monatlichen Zuschläge, dazu bestimmt, einen 
ausreichenden Anreiz zur Lagerung zu gewähren, 
dürfen jedoch nicht gänzlich deren Kosten decken, 
da diese normalerweise auf dem Markt wiederein- 
gebracht werden. Die Entwicklung besagter Kosten 
ist indessen derart, daß es angemessen erscheint, die 
monatlichen Zuschläge gegenüber ihrem jetzigen Be- 
trag erheblich zu erhöhen. 

Wenn der gegenwärtige Betrag auch eine gewisse 
Erhöhung für Gerste und Mais in 1974/1975 gegen- 
über 1973/1974 darstellte, so schloß er doch nur eine 
sehr leichte Anpassung für Weichweizen und Hart- 
weizen ein. 

Das Niveau der monatlichen Zuschläge ist infolge- 
dessen gegenüber den im März und Oktober 1974 
eingetretenen Preissteigerungen niedrig geblieben, 
während die Zinssätze angestiegen sind und sich 
weiterhin auf hohem Niveau behaupten. 

Der Anstieg der Lagerhaltungskosten kann auf 
durchschnittlich ca. 30 v. H. veranschlagt werden. 
Eine Anpassung in dieser Größenordnung entspricht 
den von der Kommission im vorgelegten Verord- 
nungsentwurf enthaltenen Vorschlägen. 
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